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1. Instanz

Aktenzeichen S 5 U 72/04
Datum 20.04.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 U 205/04
Datum 18.01.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Regensburg vom 20.04.2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die KlÃ¤gerin Anspruch auf Wohnungshilfe
und Hilfsmittel wegen der Folgen eines Arbeitsunfalls hat.

Die 1968 geborene KlÃ¤gerin stÃ¼rzte am 29.01.1999 bei ihrer TÃ¤tigkeit als
KÃ¶chin. Der Durchgangsarzt, der Chirurg Prof. Dr. W. , diagnostizierte am gleichen
Tag eine dislozierte mediale Schenkelhalsfraktur rechts. Noch am Unfalltag wurde
eine operative Reposition und Osteosynthese durchgefÃ¼hrt. Nach stationÃ¤rer
Behandlung bis zum 15.02.1999 im Krankenhaus St. J. in R. wurde die KlÃ¤gerin im
orthopÃ¤dischen Rehabilitationszentrum R. bis zum 01.04.1999 weiter stationÃ¤r
behandelt. Zum Entlassungszeitpunkt gab die KlÃ¤gerin an, bis auf leichte
muskulÃ¤re Probleme keinerlei Beschwerden am operierten HÃ¼ftgelenk zu haben.
Die Ã�rzte erwarteten, sie kÃ¶nne ihre berufliche TÃ¤tigkeit in acht bis zehn
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Wochen, also im Mai 1999, wieder aufnehmen. Wegen der Notwendigkeit, noch
UnterarmgehstÃ¼tzen zu benutzen, wurde eine Haushaltshilfe fÃ¼r vier Stunden
tÃ¤glich bis zum Erreichen der Vollbelastung ohne Gehhilfen befÃ¼rwortet. Der
Chirurg Dr. D. vermutete im September 1999 eine HÃ¼ftkopfnekrose; diese
Vermutung wurde durch eine Skelettszintigraphie vom 08.09.1999 bestÃ¤tigt.

Die behandelnden Ã�rzte empfahlen deswegen einen endoprothetischen
HÃ¼ftgelenksersatz. Die KlÃ¤gerin konnte sich zu einer solche Operation nicht
entschlieÃ�en. Im weiteren Verlauf entwickelte sich bei ihr eine zunehmende
depressive Verstimmung bei posttraumatischen Schmerzen.

Im Gutachten vom 14.03.2001 fÃ¼hrte der Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr.
K. zusammenfassend aus, es bestehe ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang zwischen
dem Unfall und den jetzigen Beschwerden (lÃ¤ngerdauernde depressive Reaktion,
Reizung des Nervus saphenus rechts); Hinweise auf sonstige anlagebedingte
krankhafte VerÃ¤nderungen hÃ¤tten sich nicht gefunden. Das Unfallereignis sei
eindeutig die Hauptursache fÃ¼r das Auftreten der GesundheitsschÃ¤digung. Die
Reizung des Nervus saphenus fÃ¼hre zu keiner relevanten Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE). Die lÃ¤ngerdauernde depressive Reaktionen sei mit einer
MdE von 10 v.H. zu bewerten. Unter BerÃ¼cksichtigung der chirurgischen
Unfallfolgen sei eine MdE von insgesamt 30 v.H. anzusetzen.

Der Chirurg Prof. Dr. B. fÃ¼hrte im Gutachten vom 15.10.2001 aus, die KlÃ¤gerin
habe sich eine mediale Oberschenkelhalsfraktur rechts mit posttraumatischem
Absterben des HÃ¼ftkopfes zugezogen. Die Beweglichkeit der rechten HÃ¼fte sei
im Vergleich zu links eingeschrÃ¤nkt. Auch am linken Kniegelenk bestehe eine
leichte EinschrÃ¤nkung der Beweglichkeit. Die Fraktur sei knÃ¶chern stabil verheilt.
Es sei jedoch zu einer HÃ¼ftkopfnekrose gekommen. Die KlÃ¤gerin sei in der Lage,
ihren eigenen Haushalt weiterzufÃ¼hren. Eine Hilfe werde lediglich bei Arbeiten
nÃ¶tig, die zu ebener Erde ausgefÃ¼hrt wÃ¼rden (z.B. bestimmte Putzarbeiten)
oder die ein Besteigen von Leitern oder Stufen erforderten (z.B. Fensterputzen).
Schwere Arbeiten seien der KlÃ¤gerin nicht mehr zuzumuten. Die MdE betrage bis
zum 30.09.2002 30 v.H., dann solle eine Nachuntersuchung erfolgen.

Die Beklagte gewÃ¤hrte der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 15.01.2002 Rente auf
unbestimmte Zeit in HÃ¶he von 30 v.H. ab 01.08.2001. Als Folgen des
Arbeitsunfalles wurden anerkannt: knÃ¶chern stabil verheilter medialer Bruch des
rechten Oberschenkelhalses mit einer Stauchung bzw. Deformierung des rechten
HÃ¼ftkopfes und VerkÃ¼rzung des rechten Schenkelhalses, Nekrose am rechten
HÃ¼ftkopf, reizlose, ca. 10 cm lange und bis auf 0,5 cm verbreiterte
Operationsnarbe am kÃ¶rpernahen rechten Oberschenkel,
BewegungseinschrÃ¤nkung im rechten HÃ¼ftgelenk, minimale
BewegungseinschrÃ¤nkung im rechten Kniegelenk, geringe Muskelminderung am
rechten Oberschenkel, Minderung der groben Kraft im rechten Bein, durch
SohlenerhÃ¶hungen kompensierte VerkÃ¼rzung des rechten Beines um 1 cm. Nicht
als Unfallfolgen wurden anerkannt mÃ¤Ã�ige Senk-SpreizfÃ¼Ã�e beidseits,
mÃ¤Ã�ige Krampfadern in beiden Beinen, Ã�bergewicht.
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Mit Bescheid vom 01.09.2003 lehnte die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin vom
14.03.2003 auf Wohnungshilfe gemÃ¤Ã� Â§ 41 des Siebten Sozialgesetzbuchs (SGB
VII) ab. Die KlÃ¤gerin hatte geltend gemacht, sie benÃ¶tigte Hilfe fÃ¼r Bad und WC,
bei der KÃ¶rperpflege, beim An- und Auskleiden, bei der Hausarbeit und bei den
Fahrten zu Behandlungen und im privaten Bereich, auÃ�erdem ein hÃ¶heres Bett.
Die Beklagte Ã¤uÃ�erte, Wohnungshilfe sei zu erbringen, wenn infolge Art oder
Schwere des Gesundheitsschadens nicht nur fÃ¼r eine vorÃ¼bergehende Zeit die
Verrichtungen des tÃ¤glichen Lebens nicht und nur unter unzumutbaren
Erschwernissen ausgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnten, oder die Wohnung nicht oder nur
unter unzumutbaren Erschwernissen erreicht oder verlassen werden kÃ¶nne. Diese
Voraussetzungen lÃ¤gen nicht vor.

Den Widerspruch der KlÃ¤gerin wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom
27.02.2004 zurÃ¼ck.

Mit der Klage zum Sozialgericht Regensburg (SG) hat die KlÃ¤gerin die GewÃ¤hrung
von Wohnungshilfe und Hilfsmitteln begehrt.

Nach Beiziehung Ã¤rztlicher Unterlagen des OrthopÃ¤den Dr. H. und des Arztes
fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K. hat das Sozialgericht den Chirurgen Dr. K.
zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannt. Im Gutachten vom 18.05.2003 hat Dr.
K. die von der Beklagten anerkannten Unfallfolgen mit einer MdE ab dem Wegfall
des Verletztengeldes, 31.7.2001, mit 30 v.H. bestÃ¤tigt. Die KlÃ¤gerin sei trotz der
Unfallfolgen in der Lage, ihren eigenen Haushalt weiterzufÃ¼hren. Allerdings sollten
schweres Heben und Tragen, Putzarbeiten im Knien und Arbeiten auf Leitern
vermieden werden. Fahrten zu Untersuchungen und Behandlungen kÃ¶nne die
KlÃ¤gerin selbst durchfÃ¼hren, und zwar seit Ausheilung der Operationsfolgen, also
mindestens ab Dezember 1999. Zu diesem Zeitpunkt sei sie auf keinerlei
Hilfsmittel, KrÃ¼cken, StÃ¼tzen und dergleichen angewiesen gewesen. Schmerzen
und BewegungseinschrÃ¤nkung lÃ¤gen seitdem noch im mÃ¤Ã�igen Bereich.

Der vom SG zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernannte Arzt fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. G. hat im Gutachten vom 10.10.2003 ausgefÃ¼hrt, psychische
Begleitreaktionen, wie sie bei der KlÃ¤gerin vorlÃ¤gen, seien abhÃ¤ngig von den
charakterlichen PrimÃ¤rgegebenheiten und kÃ¶nnten nicht als objektive
Unfallfolgen angesehen werden.

Die KlÃ¤gerin Ã¼bergab ein Attest des Dr. K. vom 28.11.2003: sie leide weiterhin
unter den bekannten psychisch und physisch belastenden traumatischen
FolgezustÃ¤nden.

Das SG hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 20.04.2004 abgewiesen. Dr. K. und
Dr. G. hÃ¤tten Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin durchaus noch in
der Lage sei, in ihrer Wohnung Verrichtungen des tÃ¤glichen Lebens selbststÃ¤ndig
ohne zumutbare Nachteile und Erschwernisse auszufÃ¼hren. Sie sei auch in der
Lage, die RÃ¤umlichkeiten ohne zumutbare Erschwernisse aufzusuchen, so dass
UmbaumaÃ�nahmen nicht veranlasst seien. Auch sei die KlÃ¤gerin weder
bettlÃ¤gerig noch gehbehindert und daher nicht auf besondere Hilfsmittel
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angewiesen. Die Voraussetzungen des Â§ 41 SGB VII seien nicht erfÃ¼llt.

Mit der hiergegen gerichteten Berufung vertritt die KlÃ¤gerin die Auffassung, ihre
Unfallfolgen seien so schwer, dass ihr Leistungen in Form von Wohnungshilfe und
weiteren Hilfsmitteln zustÃ¼nden.

Die KlÃ¤gerin stellt sinngemÃ¤Ã� den Antrag, den Gerichtsbescheid des SG
Regensburg vom 20.04.2004 aufzuheben und die Beklagte unter Aufhebung des
Bescheides vom 01.09.2003 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
27.02.2004 zu verurteilen, ihr Wohnungshilfe und weitere Hilfsmittel zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf den Inhalt der beigezogenen Akten der
Beklagten sowie der Klage- und Berufungsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, sachlich aber nicht
begrÃ¼ndet.

Zu Recht hat das Sozialgericht die Entscheidung der Beklagten fÃ¼r rechtens
erklÃ¤rt, die GewÃ¤hrung von Wohnungshilfe gemÃ¤Ã� Â§ 42 SGB VII und anderen
Hilfsmitteln abzulehnen. Ein begrÃ¼ndeter Anspruch der KlÃ¤gerin auf die
GewÃ¤hrung dieser Leistungen besteht insbesondere im Hinblick auf die
vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen und Gutachten nicht. Von einer weiteren
Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde wird abgesehen, da die Berufung aus den
GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidungen als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen
wird. (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Die Kostenentscheidung richtet sich nach Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2
SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 12.04.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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